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Praktikum wäre hilfreich
MonikaManthey stellt einenZu-
sammenhangher zwischenun-
serenBerichten ,,Altenheimevor
demKatastrophenfall“ und „Ver-
loren imDickicht derAusweisvor-
schriften“ über einen Flüchtling
ausMali:

Wie sollen wir Bürger das verste­
hen: Da wird in einem ganzseiti­
gen Artikel der Gesundheitsdezer­
nent der Städteregion Michael Zie­
mons zitiert mit dem dringenden
Hilferuf, dass ein jeder „mit einer
relevanten Ausbildung (im Bereich
Altenpflege und Gesundheitswe­
sen) sich in das Freiwilligenregis­
ter eintragen“ soll, um die akute
Personalnot in den Altenheimen
lindern zu helfen. Dass unser Ge­
sundheitsdezernent sich Sorgen
macht, ist verständlich, und dass
er die Bürger zu Engagement auf­
fordert, ist sehr begrüßenswert.
Aber hat er auch schon über den
Flur seines Amtes gerufen? Rüber
zum Ausländeramt der Städteregi­
on? Vielleicht hat man ihn da ein­
fach nicht gehört.
Wie sonst ist zu erklären, dass dort
gerade hartnäckig daran gearbei­
tet wird, eine ebensolche Fach­
kraft mit einer relevanten Ausbil­

dung im wahrsten Sinne des Wor­
tes in die Wüste zu schicken? Nicht
zum ersten Mal berichtet die Zei­
tung von unfassbaren bürokrati­
schen Klimmzügen im Ausländer­
amt. Erst vor wenigen Wochen
konnte durch öffentliche Empö­
rung die Rückführung eines af­
ghanischen Malerlehrlings gerade
noch verhindert werden, nun soll
ein gelernter fest angestellter ma­
lischer Altenpfleger wegen angeb­
lich fehlender Ausweispapiere die
Stadt verlassen müssen.
Wenn es tatsächlich „,nicht erfor­
derlich ist, in das Heimatland zu
reisen, um ein solches Ausweis­
dokument zu beschaffen“ (Zitat
Pressesprecherin der Städteregi­
on), wieso scheint man dies beim
Ausländeramt nicht zu wissen? Ar­
beiten da Hilfskräfte, die ihre Ent­
scheidungen nach Gutdünken
treffen dürfen? Oder gibt es etwa
grünes Licht von „oben“ für sol­
che Kapriolen? Vielleicht wäre ein
Praktikum der Ausländeramtsmit­
arbeiter im Bereich der Altenpflege
mal ganz hilfreich. Der malische
Flüchtling Sory Barry würde sich
über eine solche Unterstützung si­
cherlich genauso freuen wie der
Gesundheitsdezernent.

Unwürdiges Trauerspiel
Dieter Jaeger bezieht Stellung zum
Bericht „Verloren imDickicht der
Ausweisvorschriften“:

Ich kenne Sory Barry persön­
lich und kann bestätigen, dass er
ein strebsamer junger Mann ist,
der seiner Arbeit als Kranken­
pfleger mit Sorgfalt und Begeiste­
rung nachgeht. Er ist hierher ge­
flohen, weil es nach dem Raub­
mord an seinem Vater, wobei auch
er, damals noch ein Jugendlicher,
schwer verletzt wurde, für ihn kei­
ne Lebensgrundlage mehr in sei­
ner Heimat gab. Das ist schon
traurig genug. Was das Auslän­
deramt nun abzieht, kann man
nur noch als unwürdiges Trauer­
spiel bezeichnen. Was soll das gan­
ze Getue mit dem Pass? Sory hat
eine Geburtsurkunde und auch ei­
nen Ersatzausweis der malischen
Botschaft, er war bereits zweimal
in Berlin, um die Austellung eines
Passes zu erwirken. Erfolglos, weil
die Botschaft das Dokument nicht
ausstellen darf. Voraussetzung
ist nach malischem Recht näm­
lich der Besitz eines NINA­Do­
kuments, vergleichbar mit einem

Personalausweis. Dieses Doku­
ment kann aber nur eine Gemein­
deverwaltung in Mali ausstellen,
und das auch nur, wenn der Be­
treffende dort mehr als sechs Mo­
nate ansässig war.
Das alles weiß das Ausländeramt,
denn dieses Problem haben meh­
rere Millionen Malinesen in Euro­
pa. Das deutsche Ausländerrecht
sieht in diesen Fällen die Ausstel­
lung eines Ersatzdokuments vor.
In dieser Situation gibt es also kei­
nen nachvollziehbaren Grund,
dieses Dokument zu verweigern.
Ob das Ausländeramt nun aus bü­
rokratischer Bräsigkeit oder gar
aus rassistischen Motiven han­
delt, mir als deutschem Staatsbür­
ger und leidenschaftlichem Aache­
ner darf es nicht gleichgültig sein,
wenn sich in unseren Behörden
wieder der alte Geist der Inhuma­
nität, des Schikanierens und Kujo­
nierens von Untertanen ausbrei­
tet. Das würde am Ende auch uns
Einheimische treffen. Deshalb ist
für mich die Angelegenheit auch
erst dann beendet, wenn die Ver­
antwortlichen zur Rechenschaft
gezogen wurden.

Um ein Jahrzehnt vertan
Heiner Jüttner hat eineKorrektur
zu seinemLeserbrief „Keine neue
Idee“:

Leider ist mir eine peinliche Pan­
ne unterlaufen: Ich habe mich um

ein Jahrzehnt vertan. Die Grünen
zogen schon 1984 und nicht erst
1994 erstmals in den Stadtrat ein,
und der Beschluss zur Einrichtung
eines Umweltdezernates erfolgte
1986 und nicht 1996.

Bremser an wichtigen Stellen
Dietrich Lohrmann schreibt zum
Artikel „Steinbruch soll baldWär-
mebunkern“:

Verlorene Heizungswärme bleibt
in der Energiepolitik eines der
dringendsten, leider auch schwie­
rigsten Probleme. Studien belegen,
dass auf diesem Gebiet am meis­
ten zu tun ist und viele neue qua­
lifizierte Arbeitsplätze entstehen
müssen, um die nötigen Isolierar­
beiten an unseren Häusern auszu­
führen.
In diesem großen Rahmen sticht
das Speicherprojekt des Walhei­
mer Ingenieurs Eckard Köppel
als wahres Leuchtturmprojekt ins
Auge, und man freut sich, dass die
Stawag sich der Sache annehmen
will.
Am Ende des Artikels erfährt man
aber, dass eine funktionstüchti­
ge Solaranlage auf Anweisung der
Stadt vom Dach einer Schule in

Walheim entfernt werden soll. Vor­
wand Sicherheit. Ein Schildbür­
gerstreich, sämtliche Physikleh­
rer und fachkundigen Handwerker
der Stadt müssten protestieren,
die grünen Stadtväter und Stadt­
mütter natürlich auch.
Welchen Eindruck machen solche
Maßnahmen auf die Schüler und
Eltern, die mitgeholfen haben, die
Anlage zu installieren und zu fi­
nanzieren?
Die neue Mehrheit der grünen
Stadträte müsste solche Tenden­
zen so bald wie möglich blockie­
ren. Pflichtlektüre für alle sollte
ein Artikel in „Neue Energie. Ma­
gazin für Klimaschutz und erneu­
erbare Energien“ vom Dezember
2020 werden, wo es um Fachkräf­
te für die Energiewende geht und
die hemmenden Kräfte in den Mi­
nisterien. An wichtigen Stellen in
deutschen Verwaltungen sitzen
immer noch die Bremser.

LESERBRIEFE Bezirksvertreter machen Tempo

VONWERNER CZEMPAS

AACHEN Corona­Aerosole hatten
kaum eine Chance, im Ratssaal Beu­
te zu machen, da war die Sitzung
der Bezirksvertretung Aachen­Mit­
te schon zu Ende. Im Eiltempo hak­
ten die Politiker in 44 Minuten die
Tagesordnung ab.

„Unverantwortlich!“ schimpf­
te dennoch Klaus­Dieter Jakoby
von der CDU, dass die Sitzung im
Rathaus stattfinde. Als Vorsitzen­
der des Betriebsausschusses Euro­
gress wusste er einen pandemiege­
schützteren Ort: das Eurogress. Das
habe der Politik angeboten, jeder­
zeit dorthin ausweichen zu können,
kostenlos, mit Platz für sicheren Ab­
stand, perfekt gelüftet. „Das kom­
plette Eurogress steht heute leer“,
echauffierte sich Jakoby.

Zwar saßen auch im schlecht zu
belüftenden musealen Ratssaal die
19 schutzmaskierten Bezirksvertre­
ter so weit wie möglich auseinan­
der, doch mitVerwaltung, Publikum
und Presse kamen runde 30 Leute
zusammen. Auch dem Bezirksbür­
germeister Achim Ferrari (Grüne)
war das nicht geheuer: „Ich woll­
te die Sitzung ausfallen lassen. Wir
können der Bevölkerung nicht sa­
gen, sie soll sich nicht treffen und
sitzen hier beieinander. Von der
Verwaltung bin ich gebeten wor­
den, die Sitzung stattfinden zu las­
sen, weil die Tagesordnungspunkte
wegen Dringlichkeit behandelt wer­
den müssen. Ich bitte, Diskussionen
nicht unnötig zu verlängern.“

So eingestimmt hatte von der
Handvoll Zuhörer denn auch keiner
die Traute, in der Einwohnerfrage­
stunde eine Frage zu stellen. Also,
ging’s direkt zum nächsten Thema:
Stadtteilplatz an der Lothringerstra­
ße zwischen Alfons­ und Friedrich­
straße. Der soll beim Ausbau der
Lothringerstraße zu einer Fahrrad­
straße und der Anlage eines Premi­
umfußweges vom Markt bis zum
Frankenberger Park für eine knap­
pe Million Euro aufgehübscht wer­
den. Elf Parkplätze fielen weg, was
CDU und FDP kritisierten. Joachim
Moselage (FDP): „Das ist in dieser
Ecke unmöglich, die Leute müssen
irgendwo parken können. Im Übri­

gen ist die Maßnahme schlicht zu
teuer.“ Doch eine von Grünen und
SPD getragene Mehrheit stimmte
für einen neuen Platz unter Wegfall
der Parkplätze. Das Thema stand
dann gestern Abend im Planungs­
ausschuss zur Entscheidung auf
dem Programm (> Berichterstat­
tung in der Samstagsausgabe).

„Eine bodenlose Frechheit“

Ende, nächste Dringlichkeit: Rad­
weg entlang der Lintertstra­
ße zwischen Adenauerallee und
Schönforststraße im Rahmen der
Rad­Vorrang­Route Brand. Die Ver­
waltung favorisiert eine Variante 1
mit einem Beidrichtungsradweg auf
der stadtauswärtigen südlichen Sei­
te, drei Meter breit plus einem 0,50
Meter breiten Sicherheitsstreifen
mit baulichen Trennelementen zur
Fahrbahn hin, was auf Neudeutsch
„Protected Bike Lane“ heißt. Aus für
53 Parkplätze. Bei einer anderenVa­
riante blieben von 92 Parkplätzen 13
übrig.

Was den Bezirksvertreter
Klaus­Dieter Jakoby erneut in Rage
versetzte. Eine „Unverschämtheit,
eine bodenlose Frechheit“ sei der
Hinweis einer Studie, in nahen Ga­
ragen und Straßen seien genügend
Parkplätze zu finden. Jakoby, einge­
deckt mit E­Mails besorgter Bürger,
appellierte an dieVerwaltung:„Spre­
chen Sie mit den Bürgern vor Ort,
schauen Sie sich die Ecke an, prüfen
Sie genauer!“ SPD­Bezirksvertre­
ter Patrick Deloie bezeichnete alle
Vorschläge als „unausgegoren“. Sie
hätten „enorme Defizite“. AfD­Ver­
treter Dimitri Gabriel urteilte nach
seinen Gesprächen mit Anwohnern:
„So funktioniert das nicht.“ So fand
sich für den Beschlussvorschlag,
dem Mobilitätsausschuss dieVaria­
nte 1 zu empfehlen, keine Mehrheit.

Punkt erledigt, neue Dringlich­
keit: Ausbau der Hubertusplatz und
Jakobstraße verbindenden Strom­
gasse, insbesondere der Gehwege,
nach umfangreichen Erneuerungs­
arbeiten der Regionetz (Stawag).
Keine Wortmeldung, Ausbau zu­

gestimmt, nächster Punkt: Offen­
lagebeschluss Bebauungsplan An­
toniusstraße. Trotz der „wichtigen
Sache“ (Ralf Otten) hielten sich die
Bezirksvertreter nicht länger da­
mit auf. Bei einer Gegenstimme
empfahlen sie dem gestern Abend
in der Sache entscheidenden Pla­
nungsausschuss (> Berichterstat­
tung in der Samstagsausgabe), die
öffentliche Auslegung des Bebau­
ungsplans mit der Konzentration
der Prostitution in mehreren mögli­
chen verkürzten Abschnitten zu be­
schließen. Das Nein kam von Joa­
chim Moselage von der FDP. Der
Offenlage eines Bebauungsplans,
„der die Prostitution in der Antoni­
usstraße vorsieht“, könne er nicht
zustimmen, wobei er auf die „Be­
denken der Polizei und des frühe­
ren Oberbürgermeisters“ hinwies.

Noch zwei, drei schnelle „Mittei­
lungen“, Ende der Sitzung in rekord­
verdächtigen 44 Minuten. Joachim
Moselage spaßte:„Die Dauer der Sit­
zung könnte man zum Vorbild neh­
men.“

In der Bezirksvertretung Aachen-Mitte werden viele Themen in nur 44 Minuten behandelt.
Pläne für Lintertstraße finden wegen wegfallender Parkplätze keine Zustimmung.

Die Pläne der Verwaltung für die „Protected Bike Lane“ entlang der Lintertstraße finden bei den Bezirksvertretern keine
Zustimmung. ARCHIVFOTO: MICHAEL JASPERS

AACHEN Die Stadt Aachen schreibt
gemeinsam mit dem NRW­Kulturse­
kretariat und seinen Mitgliedsstäd­
ten für das Jahr 2021 zehn Preise im
Sinne einer Förderung für bilden­
de Künstlerinnen und Künstler aus
den Sparten Malerei, Skulptur, (Vi­
deo­)Installation, zeitbasierte Medi­
en und Fotografie in der Gesamthö­
he von bis zu 50.000 Euro aus. Die
Preisgelder werden als Stipendien
vergeben und betragen 5000 Euro
je Künstler und Mitgliedstadt. Ins­
gesamt werden bis zu zehn Künst­
ler aus zehn Mitgliedsstädten aus­
gezeichnet.

Die Ausschreibung richtet sich an
einzelne Künstlerinnen und Künst­
ler, die eine künstlerische Ausbil­
dung (Hochschule, Akademie, Meis­
terklasse etc.) genossen haben und/
oder eine Reihe von Ausstellungen
in Museen, Kunsthallen, Kunstver­
einen etc. vorweisen können. Die
Bewerber müssen zum Zeitpunkt
der Bewerbung das 50. Lebensjahr
vollendet und ihrenWohnsitz in der
Mitgliedstadt haben, in der sie sich
bewerben. Künstler, die sich im Jahr
2020 beworben haben, sind herzlich
eingeladen, sich erneut zu bewer­
ben. Davon ausgenommen sind die
Cityartists­Preisträger 2020.

Gültig sind ausschließlich digitale
Bewerbungen, die per E­Mail beim
jeweils zuständigen Kulturamt/Kul­
turbüro eingehen. Die Bewerbung
(maximal 12 Seiten und in einem
PDF zusammengefasst) soll enthal­

ten: ihren künstlerischen Lebens­
lauf mit aussagekräftigen Angaben
zur Ausbildung und zu Ausstellun­
gen (maximal 2 Seiten) sowie Refe­
renzen undWerkbeispiele. Internet­
verweise sind möglich, jedoch nicht
maßgeblich. Ergänzend zum Bewer­
bungs­PDF wird ein Anschreiben
(maximal 2 Seiten in einem PDF) er­
wartet, in dem u. a. die beabsichtig­
te Verwendung des Preisgeldes für
ausschließlich künstlerische Zwecke
dargelegt wird. In dem Zusammen­
hang sei darauf hingewiesen, dass
für die Jurys neben den Angaben zur
Verwendung des Preisgeldes vor al­
lem die Arbeiten der Künstlerin/des
Künstlers maßgeblich sind. Sofern
nicht anders verfügbar, kann dem
Kulturamt/Kulturbüro fristgerecht
ergänzendes Material in analoger
Form bereitgestellt werden.

Entscheidung imSeptember

Die Ausschreibungsfrist endet am
30. April 2021. Später eingehende
Einreichungen werden nicht be­
rücksichtigt. Die Entscheidung der
zentralen Jury wird spätestens am
30. September 2021 getroffen. Die
Preisverleihung erfolgt Anfang Ok­
tober 2021. Aachener Bewerber sen­
den ihre digitale Bewerbung bitte an
info@ludwigforum.de.

Alle Infos zur Ausschreibung so­
wie auch weiterführende Links zu
den Preisträgern 2020 finden sich
auf derWebseite www.cityartists.de.

Preis für bildende
Künstler ausgelobt
Bewerbungen werden bis 30. April entgegengenommen

Wünsche zur Europapolitik

AACHENMehr als 100 Aachener Bür­
ger und Bürgerinnen haben von
September bis Dezember vergan­
genen Jahres ungefähr 400 einzelne
Quadrate für einen großenWunsch­
baum mitWünschen zur Europapo­
litik gestrickt. „@aachener.wunsch­
baum“ hieß diese Aktion.

Begleitet wurde das Projekt, eine
Kooperation des Europe Direct Bü­
ros Aachen mit Görg & Görg – Wol­
le und Knöpfe, von der Aachener
Künstlerin Monika Nordhausen.

Mittels dieses „Urban Knittings“
entstand nicht nur ein imposanter
textiler Baum, sondern es kamen
auch rund 60 individuelle Wünsche
zur Europapolitik zusammen, die
nun an Oberbürgermeisterin Sibyl­
le Keupen übergeben worden sind:
von Kritik an der Asylpolitik und die
Einhaltung demokratischer Werte
über die Einführung einer Finanz­

transaktionssteuer bis hin zur Ab­
schaffung der Sommerzeit. Auf regi­
onaler Ebene wurden zum Beispiel
die Stichworte „umweltfreundliche
Mobilität“,„Stärkung der Grenzregi­
on“ und dieWahl des Erasmus­Aus­
tauschprogramms als „volksnaher“
Karlspreisträger genannt. Eine ent­
sprechende Auflistung ist aktuell im
Internet unter www.europa­sprech­
stunde.de zu finden.

„Dieser Baum ist ein wundervol­
les Gesamtwerk von vielen Aache­
ner Bürgerinnen und Bürgern. In
meiner Arbeit werde ich mit Sicher­
heit diejenigen Themen aufgreifen,
die lokal und regional umsetzbar
sind“, versprach Keupen. Aufgrund
der Corona­Pandemie wurden die
Europawünsche schriftlich an die
beiden Aachener Europa­Abgeord­
neten, Sabine Verheyen und Daniel
Freund, weitergeleitet.

OB Keupen will regionale Anliegen aufgreifen

Oberbürgermeisterin Sibylle Keupen nimmt dieWünsche der Aachenerinnen
und Aachener zum Thema Europa entgegen. FOTO: STADT AACHEN/ANDREAS HERRMANN


